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Sicherheitspolitik

Libyen versinkt im Chaos,
und der Westen ist schuld
Das hätten sich im März 2011 die Bomberbesatzungen aus
Frankreich, den USA, Grossbritannien und anderen Bündnis-
partnern nicht träumen lassen. Damals zerstörte eine «Koalition
der Willigen» die Diktatur Gaddafis und gleichzeitig einen
zweifellos ungerechten und grausamen, aber funktionierenden
Staat. Doch was sich nun abzeichnet, scheint noch schlimmer
zu sein!

Heino Matzken

Hätte der Westen die katastrophalen
Konsequenzen für die Region und die
sechs Millionen Libyer vorhersehen kön-
nen oder nahm er sie aus eigenen politi-
sehen und wirtschaftlichen Interessen in
Kauf? Hatten Afghanistan und der Irak
nicht eindeutig bewiesen, dass ein Re-

gimewechsel gründlich vorzubereiten ist,

wenn er erstens der Bevölkerung eine

Besserung der Lage bringen und zweitens

nachhaltig sein soll? Im Februar 2014 zog
es die Nordafrikaner zum zweiten Mal,
fast drei Jahre nach Beginn der «Revo-

lution», an die Urnen. «Alles richtig ge-
macht», könnten die westlichen Demo-
kratiefanatiker denken.

Der Schein trügt

Lediglich 649 Kandidaten, zum gross-
ten Teil unbekannt, fanden sich auf der
Wahlliste. Von Parteien und deren Pro-

grammen keine Spur. Lediglich ein Drit-
tel der drei Millionen Wahlberechtigten
liess sich im Vorfeld registrieren. Von
Wahlkampf in den Medien oder der Of-
fentlichkeit konnte keine Rede sein. An-
statt 60 Mitglieder einer verfassungsge-
benden Versammlung zu wählen, — rieh-

tig gelesen: Libyen hat immer noch keine

neue Verfassung — konnten lediglich 47
Volksvertreter bestimmt werden. Haupt-
grund dafür war, dass die Minderheiten
der Berber und Tebu die Wahl boykot-
tierten. Ob diese 47 Volksvertreter nun
in der Lage sein werden, in den kommen-
den 120 Tagen einen Grundgesetzentwurf
für ein geplantes Referendum vorzuberei-

ten, bleibt abzuwarten. Erst nach dessen

Bestätigung durch das Volk soll Ende
2014 eine Parlamentswahl die Reifeprü-
fung für die Demokratie im «Nach-Gad-

dafi-Libyen» darstellen. Aus Enttäuschung
über die mangelnden Sicherheitsmassnah-

men des Kongresses trat dann auch der
Vorsitzende der High National Elections
Commission (HNEC), Nuri Elabbar, nur
wenige Tage nach dem Urnengang zurück.

Und genau hier liegt das Problem! Die
durch Demonstranten aus Bengasi vor
drei Jahren ins Rollen gebrachte Revo-
lution zerstörte mit tatkräftiger Unter-
Stützung der militärischen Überlegenheit
der NATO-Operation «Unified Protec-

tor» einen funktionierenden Staatsappa-

rat. Neben den enormen infrastrukturel-
len Schäden an Verwaltungs-, Gesund-
heits-, aber auch Schulgebäuden verur-
sachten der Feldzug und der Sturz des

Alleinherrschers ein Machtvakuum. Ob-
wohl der durch die UN-Resolution 1973
autorisierte Militäreinsatz unter anderem
den Schutz der Zivilbevölkerung zum Ziel
hatte, bestätigte sich erneut: «das Gegen-
teil von gut ist gut gemeint!» Der bis Ok-
tober 2011 dauernde Feldzug zerschlug
die staatliche Autorität im ölreichen Li-

byen. Damit lud er bewaffnete Milizen
ein, diese Lücken zu füllen. Bereits im Ja-

nuar 2012 zeigte sich die Ohnmacht des

Übergangsrats. Gaddafi-Treue eroberten
Teile der Stadt Bani Walid im Nordwes-
ten des Landes und stürmten das Haupt-
quartier des Nationalen Übergangsrats.
Der Vorsitzende, Usama al-Dschuwaili,
versuchte in der Folge, die Revolutions-
brigaden und Milizen in die regulären Ii-
byschen Streitkräfte, die Polizei und an-
dere Einrichtungen der neuen Regierung
zu integrieren. Doch, wie sich schnell he-
rausstellte, war diese Absicht nur schwer

zu realisieren. Trotz der Wahlen zum Über-

gangsparlament im Juli 2012, blieben vie-
le der «Helden der Revolution» mit ihrer
Situation unzufrieden. Immer mehr Grup-
pen behielten ihre Waffen und suchten

neue «Einnahmequellen». So entwickelten
sich lokale, stammesgebundene Milizen,
die sich durch Schmuggel und organisier-
te Kriminalität finanzieren. Ihre Macht ist
nahezu unbegrenzt, wie die kurzzeitige
Entführung des Premierministers Ali Zi-
dan, um die Festnahme eines mutmass-
liehen Al-Kaida-Mitglieds zu rächen, im
Oktober 2013 eindrucksvoll bestätigte.

Kämpfe unter
bewaffneten Milizen

Nur einen Monat später versuchten hun-
derte Demonstranten gegen die Präsenz
der Misrata-Miliz in Tripolis zu protestie-
ren und sie zum Abzug zu bewegen. Die
anfangs friedliche Kundgebung entwickel-

te sich zu einem regelrechten Gefecht
zwischen beiden Gruppen, welches Dut-
zende Opfer forderte. Die Misrata-Mili-
zen waren massgeblich am Fall von Tripo-
Iis und am Sturz Gaddafis beteiligt und
stellen weiterhin die grössten Kampfver-
bände.
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Sicherheitspolitik

Spuren des Krieges bei Misrata.

Bild: joepyrek, Wikimedia

Auch die Wahlen zum Übergangspar-
lament, dem Allgemeinen Nationalkon-

gress, im Juli 2012 änderten an dieser
«realen» Machtverteilung wenig. Damals

gewann die gemässigte säkulare Partei
NFA (National Forces Alliance), eine eher

liberale Koalition der nationalen Kräfte,
48 Prozent. Die Muslimbruderschaft, ver-
treten durch ihren politischen Arm JCP
(Partei für Gerechtigkeit und Wiederauf-
bau), erreichte im Gegensatz zu Spitzen-
Wahlergebnissen in den Nachbarländern
Ägypten und Tunesien lediglich zehn Pro-

zent. Eine Übergangsregierung etablierte
sich und die vom Westen lang ersehnte

Erdölproduktion lief langsam wieder an.
Doch hatten die Staatengemeinschaft und
die bürgerkriegsgeplagte Bevölkerung die

Rechnung ohne den Wirt gemacht. Wie
in Afghanistan die Mujaheddin, so wurde

man nun die Geister, die man rief, nicht
mehr los. Die zahllosen Milizen, teilwei-
se finanziert und ausgerüstet durch die
Koalition, liessen sich nicht zurück in die

Bedeutungslosigkeit drängen. Wie selbst-

verständlich füllen die bewaffneten Wider-
Standsgruppen nach dem Ableben Gad-
dafis noch heute die Lücken in den Si-

cherheitsorganen des Staatsapparats. Sie

übernahmen Polizei- und selbst Armee-
aufgaben, für die sie sogar staatliche Be-

Zahlung erhalten. Korruption und Ge-
walt beherrschen das tägliche Leben der
Nordafrikaner.

Korruption, Gewalt und Chaos

Kurz vor der Wahl 2014 zwangen be-
waffnete Männer einen TV-Journalisten
in Tripolis, seine Sendung zu beenden.
Nicht der einzige Zwischenfall mit der
Presse. Eine andere Gruppe entführte An-
fang des Jahres drei Reporter; von Presse-

freiheit keine Spur!

Regierungschef
Ali Zidan wurde
Ende März durch

ein Misstrauens-

votum des Paria-

ments abgesetzt.
Bild: Abdeljalil

BounharAP

Kurz nach der Wahl stürmten bewaffne-

te Demonstranten das Parlamentsgebäude
in Tripolis und verletzten zwei Volksvertre-

ter. Die Angreifer forderten die Auflösung
des 2012 für lediglich 18 Monate aufge-
stellten Nationalkongress, der sein Mandat
jedoch eigenmächtig von Februar bis Ende
2014 verlängert hatte. Eine Mordwelle in
Bengasi, die im Februar fast 60 Opfer for-
derte, unterstrich die chaotische Lage.

Die wachsende Autonomie einzelner

ehemaliger Milizen zeigte sich auch im
März 2014: Eine Rebellengruppe brach-

te drei Ölhäfen im Osten des Landes in
ihre Gewalt, unter ihnen die Öl-Verla-
determinal al-Sidra. Dem Versuch von
Ibrahim Jathran, Öl an Nordkorea zu
verkaufen, widersetzte sich Premiermi-
nister Ali Zidan hartnäckig. Er drohte,
den nordkoreanischen Öltanker «Mor-
ning Glory» wenn nötig von der Luft-
waffe bombardieren zu lassen. Kurze Zeit
später brachten US Special Forces den
Tanker unter ihre Kontrolle und zurück
nach Tripolis. Rebellenführer Jathran hat-
te früher als Kommandant die östlichen
Ölhäfen bewacht, und das sogar im Auf-

trag der Regierung. Vor eineinhalb Jah-
ren erklärte sich die Ostprovinz Cyrenai-
ka bereits zur autonomen Zone. Die Sepa-
ratisten fordern wesentlich mehr Anteile
an den Öleinnahmen. Libyen droht, aus-
einander zu brechen! Da stellt die Aus-

bildung von 2000 libyschen Soldaten in
den kommenden zwei Jahren in Italien nur
einen Tropfen auf den heissen Stein dar.

Die internen Unruhen bezahlte Regie-
rungschefAli Zidan dann auch Ende März

mit seiner Absetzung durch ein Misstrau-
ensvotum des Parlaments. Sein «Über-

gangs-Nachfolger» Abdullah AI Thani
kündigte aber bereits Mitte April nach ei-

nem Angriffaufseine Familie. Eine erneu-
te Verschlechterung der Sicherheitslage!

Nach Irak und Afghanistan
hätte man es wissen müssen

Sicherlich hat die Weltgemeinschaft im
März 2011 nicht gewusst, was kommen
würde. Doch hätte sie das mit einer in-
tensiveren Analyse der Negativ-Beispiele
in Afghanistan und dem Irak wissen oder
zumindest erahnen können. In Kabul
versuchen bereits seit zehn Jahren über
100 000 Soldaten unter Zuhilfenahme un-
zähliger Milliarden Dollar finanzieller Un-
terstützung, einen halbwegs funktionie-
renden Staat aufzubauen. Trotz dieses lang-
jährigen enormen Engagements — wieder
einmal «gut gemeint» — befürchten viele

Experten einen Rückfall ins Chaos nach
dem Ende der ISAF-Mission Anfang 2015.

Noch offensichtlicher erscheint das Bei-

spiel Irak. Auch dort hatte eine «Coali-
tion of the Willing» 2003 einen Diktator
vom Thron gestossen. Mit ihm verschwand

jedoch auch ein funktionierender Staats-

apparat, der bis dahin die Mängel der
künstlichen Staatsgründung von 1920 mit
kompromissloser Autorität unterdrückte.
Seither schwelt ein Bürgerkrieg, der in
der westlichen Presse nur geringe Beach-

tung erfährt. Der Konflikt zwischen Kur-
den, Sunniten und Schiiten forderte im
Jahr 2013 fast 10000 Opfer. Auch hier

war ein Regimewechsel erwünscht, aber

nicht geplant und schon gar nicht vorbe-
reitet. Staatliche Strukturen, welche über
die entsprechenden Machtmittel wie Po-

lizei und Armee verfügen, sind zu schwach,

um Stabilität und Sicherheit im gesamten
Land zu gewährleisten. In dieses Macht-
vakuum strömen dann automatisch an-
dere Gruppen, deren Interessen nur in
den seltensten Fällen mit denen des Wes-

tens und erst recht nicht mit denen der

Bürger übereinstimmen müssen. Die Rech-

nung zahlt, wie in Afghanistan und dem
Irak, nun auch in Libyen leider die Bevöl-

kerung! I
OTL im Generalstab

Heino Matzken

Diplom Informatiker
Deutscher VtdgAttache
in Belgien

1150 Woluwe St Pierre
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